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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 1 BvR 2684/17 -

In dem Verfahren
über

die Verfassungsbeschwerde

der Frau P…

gegen a) den Beschluss des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 26. Oktober 2017
- 7 S 3301/17 -,

b) den Beschluss des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 5. Oktober 2017 -
7 S 3301/17 -

hier: Antrag auf Auslagenerstattung

hat die 1. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

den Vizepräsidenten Kirchhof,

die Richterin Ott

und den Richter Christ

gemäß § 93d Abs. 2 Satz 1 BVerfGG in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.
August 1993 (BGBl I S. 1473) am 21. April 2018 einstimmig beschlossen:

Der Antrag der Beschwerdeführerin auf Anordnung der Erstattung ih-
rer notwendigen Auslagen wird abgelehnt.

G r ü n d e :

Nachdem die Beschwerdeführerin ihre Verfassungsbeschwerde zurückgenommen
hat, ist Verfahrensgegenstand nur noch die Entscheidung über ihren Antrag auf An-
ordnung der Erstattung ihrer notwendigen Auslagen, die ebenfalls der Kammer ob-
liegt (§ 93d Abs. 2 Satz 1 BVerfGG). Der Antrag hat keinen Erfolg.

Der Maßstab für die Anordnung der Auslagenerstattung ergibt sich aus § 34a Abs. 3
BVerfGG. Danach ist über die Erstattung nach Billigkeitsgesichtspunkten zu ent-
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scheiden und eine Gesamtwürdigung aller bekannten Umstände vorzunehmen (vgl.
BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 9. Februar 2017 - 1 BvR
309/11 -, juris, Rn. 2). Mit Blick auf die Funktion und die Tragweite verfassungsge-
richtlicher Entscheidungen kommt eine summarische Prüfung der Erfolgsaussicht der
Verfassungsbeschwerde regelmäßig nicht in Betracht (vgl. BVerfGE 85, 109 <115>;
133, 37 <38 Rn. 2>). Eine Erstattung von Auslagen kommt allerdings dann in Frage,
wenn die Erfolgsaussicht der Verfassungsbeschwerde offensichtlich war und unter-
stellt werden kann oder wenn die verfassungsrechtliche Lage geklärt worden ist (vgl.
BVerfGE 85, 109 <114 ff.>; 133, 37 <38 f. Rn. 2>).

Gemessen an diesen Grundsätzen scheidet eine Anordnung der Auslagenerstat-
tung vorliegend aus. Die Verfassungsbeschwerde war bereits unzulässig, weil sie die
gesetzlichen Begründungsanforderungen (§ 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG) nicht
erfüllte. Eine Verletzung von Grundrechten oder grundrechts-gleicher Rechte hat die
Beschwerdeführerin nicht substantiiert dargelegt.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Kirchhof Ott Christ
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